
Stand: 01.05.2025 05:00:21

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/22859

"Keine verdeckte Steuererhöhung durch Tricks bei der Soli-Abschaffung"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/22859 vom 25.06.2018

2. Plenarprotokoll Nr. 135 vom 26.06.2018

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/23858 des HA vom 05.07.2018

4. Beschluss des Plenums 17/24111 vom 27.09.2018

5. Plenarprotokoll Nr. 140 vom 27.09.2018



 

17. Wahlperiode 25.06.2018 Drucksache 17/22859 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joa-
chim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Keine verdeckte Steuererhöhung durch Tricks bei 
der Soli-Abschaffung  

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest: Der Landtag lehnt die bisher 
bekannten Pläne des Bundesministers der Finanzen 
Olaf Scholz ab, den Solidaritätszuschlag in den Ein-
kommensteuertarif zu integrieren oder den Solidari-
tätszuschlag mit geänderter Zweckbestimmung wei-
terzuführen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene weiterhin für den im Koalitionsvertrag ver-
einbarten Wegfall des Solidaritätszuschlags einzuset-
zen. 

 

 

Begründung: 

Die bisher bekannten Pläne des Bundesministers der 
Finanzen Olaf Scholz, den Solidaritätszuschlag in den 
Einkommensteuertarif zu integrieren oder den Solida-
ritätszuschlag mit geänderter Zweckbestimmung wei-
terzuführen

1
, stellt eine verdeckte Steuererhöhung dar 

und ist daher abzulehnen. Auch der Koalitionsvertrag 
sieht die Abschaffung des Solidaritätszuschlags in 
einem deutlichen ersten Schritt für rund 90 Prozent 
der Soli-Zahler durch eine Freigrenze vor (vgl. Seite 
11 Rn. 377 ff.). 

                                                           
1
 vgl. hierzu auch: Spiegel Online Artikel „Scholz 

will auf Soli-Milliarden nicht verzichten und greift 
zum Steuertrick“ abrufbar unter: https://www. 
focus.de/finanzen/steuern/trotz-heftiger-kritik-
scholz-will-auf-soli-milliarden-nicht-verzichten-
und-greift-zum-steuertrick_id_9045627.html 

Der Solidaritätszuschlag wurde nach der Wiederver-
einigung als Zuschlagsteuer zugunsten des Bundes-
haushalts eingeführt und sollte insbesondere die be-
sonderen finanziellen Lasten des Bundes für die deut-
sche Einheit mitfinanzieren. 

Nach seiner Einführung betrug der Solidaritätszu-
schlag 7,5 Prozent der Einkommen-, Kapital- und Kör-
perschaftsteuer. Da er jedoch zunächst nur 6-mal im 
Jahr erhoben wurde, betrug der effektive jährliche 
Zuschlag zunächst nur 3,75 Prozent. Am 30.06.1992 
wurde die Erhebung des Solidaritätszuschlags ausge-
setzt und erst 1995 erneut eingeführt. Seither wird er 
monatlich – zu einem Prozentsatz von 7,5 Prozent auf 
die Einkommen-, Körperschaft- und Kapitalertrag-
steuer (§ 4 Solidaritätszuschlag – SolzG) – erhoben. 

2017 nahm der Bund aus dem sogenannten Soli 
17,9 Mrd. Euro ein. Bis 2019 wird laut letzter Steuer-
schätzung eine Steigerung der Soli-Einnahmen auf 
19,4 Mrd. Euro erwartet. Bis 2020 werden sich die 
Einnahmen wohl auf den Gesamtbetrag von über 
325 Mrd. Euro aufaddiert haben. 

Mittlerweile übersteigen die Einnahmen aus dem Zu-
schlag deutlich die Ausgaben der Transferleistungen 
für die östlichen Bundesländer. Während den Ein-
nahmen des Staates durch den Solidaritätszuschlag 
2005 i. H. v. 10,3 Mrd. Euro noch Investitionen in die 
neuen Bundesländer i. H. v. 16,3 Mrd. Euro gegen-
überstanden, standen den Einnahmen im Jahre 2014 
i. H. v. 14,9 Mrd. Euro „lediglich“ Investitionen i. H. v. 
7,4 Mrd. Euro gegenüber. Deshalb ist der Zuschlag 
schon heute – zumindest teilweise – gegenüber den 
Bürgern in ganz Deutschland nicht mehr zu rechtferti-
gen. Die besonderen Transferleistungen für die östli-
chen Bundesländer laufen 2019 aus und auch der 
Länderfinanzausgleich muss bis 2019 neu geregelt 
werden. 

Für die Steuerzahler würde eine Weiterführung des 
Solidaritätszuschlags wie eine Steuererhöhung wir-
ken. Der Solidaritätszuschlag ist als zeitlich befristeter 
Zuschlag auf die Einkommensteuer eingeführt wor-
den, verbunden mit dem politischen Versprechen, 
dass der Zuschlag wieder entfällt, wenn der Zweck 
erfüllt ist. Wenn nun der Zuschlag weitergeführt wird, 
obwohl das Gegenteil versprochen wurde, dann hat 
dies den Charakter einer Steuererhöhung. 
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Das zeigt: Wir müssen unsere Bildungspolitik verän-
dern. Wir müssen die Grundschule reformieren. Wir 
brauchen mehr Zeit, mehr individuelle Förderzeit. Wir 
müssen den Übertrittsdruck herausnehmen. Dann be-
kommen wir mehr Gelassenheit im Bildungssystem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch die 
Schule, die wir uns wünschen: mit glücklichen Kin-
dern, unterstützten Lehrkräften und entspannten El-
tern. Wenn wir eine solche Grundschule haben, wer-
den wir über das Thema Einschulungszeitpunkt oder -
korridor nicht mehr diskutieren müssen. Lassen Sie 
uns deswegen diese Themen angehen. Lasst uns die 
Bildungspolitik in Bayern verändern. Lasst uns diesen 
Übertrittsdruck abbauen. Dann werden wir in Bayern 
eine bessere Schule und vor allem entspanntere El-
tern haben.

Dem Antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER kön-
nen wir nicht zustimmen. Wie gesagt: Es ist ein gutes 
Thema. Wir werden uns bei diesem Antrag enthalten. 
– Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Gehring. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und 
wir kommen zur namentlichen Abstimmung über die-
sen Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/22855. 
Die Urnen sind bereitgestellt. Ich eröffne die Abstim-
mung. Sie haben fünf Minuten, meine Damen und 
Herren.

(Namentliche Abstimmung von 18.38 bis 
18.43 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung und bitte Sie, die Plätze wieder einzunehmen. 
Uns liegen einige Ergebnisse namentlicher Abstim-
mungen vor, die ich jetzt bekanntgebe. 

Zunächst das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Rinderspacher, Rosenthal, Aures und anderer und 
Fraktion (SPD) betreffend "Europe United: Gemein-
sam handeln statt nationaler Alleingänge" auf Druck-
sache 17/22854. Mit Ja haben 55, mit Nein 82 Kolle-
ginnen und Kollegen gestimmt. Es gab 
15 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Nun zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Ab-
geordneten Kreuzer, Freller, Reiß und anderer und 
Fraktion (CSU) betreffend "Für ein starkes Europa – 

Zusammenarbeit der Staaten auf Augenhöhe zur Be-
wahrung der europäischen Grundwerte" auf Drucksa-
che 17/22893. Mit Ja haben 80, mit Nein 55 Kollegin-
nen und Kollegen gestimmt. Es gab 
13 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Nun komme ich zum Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den geänderten Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Kreuzer, Reiß, Freller und anderer 
und Fraktion (CSU) betreffend "Neuordnung der Mi-
grationspolitik: Begrenzung, Steuerung und Ordnung 
von Zuwanderung!" auf Drucksache 17/22853. Mit Ja 
haben 74, mit Nein 43 Kolleginnen und Kollegen ge-
stimmt. Es gab 8 Stimmenthaltungen und 15 ungültige 
Stimmen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenom-
men.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/22856 mit 22863 sowie 17/22897 und 22898 
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 
Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden 
(s. Anlage 5)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen 
mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich 
auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 5)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Ich warte noch ein bisschen, damit das Ergebnis ein-
deutiger wird. – Das sind zunächst einmal alle Fraktio-
nen. Herr Kollege Felbinger (fraktionslos) hebt zwar 
die Hand, aber ich muss ihn fragen, ob und welchem 
Fraktionsvotum er sich anschließen will. – Er lässt es 
also bleiben. Okay. – Damit übernimmt der Landtag 
diese Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/22859 

Keine verdeckte Steuererhöhung durch Tricks bei der Soli-
Abschaffung  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Thorsten Glauber 
Mitberichterstatter: Johannes Hintersberger 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 205. Sitzung am 5. Juli 2018 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof.  
Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/22859, 17/23858 

Keine verdeckte Steuererhöhung durch Tricks bei der Soli-
Abschaffung  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die unter den Nummern 5 und 6 aufgeführten nichtlegislativen Vorhaben der Euro

päischen Union betreffend "das Lehren und Lernen von Sprachen" und "die gegensei

tige Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen" greifen in die ausschließ

liche Gesetzgebungskompetenz der Länder ein. Die federführenden Ausschüsse und 

der endberatende Ausschuss schlagen daher eine entsprechende Stellungnahme ge

genüber der Europäischen Kommission vor. Die Beschlussempfehlungen wurden für 

Sie mit aufgelegt. Am Dienstag hat der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens

tes noch ausstehende Mitberatungen zu den Anträgen, bei denen die Frist verkürzt 

wurde, abgeschlossen. Es sind dies die unter den Nummern 147, 149 und 170 aufge

führten Anträge. Die Voten der Ausschüsse sind in der Abstimmungsliste enthalten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimment

haltungen? – Herr Muthmann (fraktionslos). Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.

Protokollauszug
140. Plenum, 27.09.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 140. Vollsitzung am 27. September 2018


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/22859 vom 25.06.2018
	Plenarprotokoll Nr. 135 vom 26.06.2018
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/23858 des HA vom 05.07.2018
	Beschluss des Plenums 17/24111 vom 27.09.2018
	Plenarprotokoll Nr. 140 vom 27.09.2018

